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In der Online-Seminarreihe des Lernorts Keibelstraße werden verschiedene Themen der 
historisch-politischen Bildung von Expert*innen vorgestellt und gemeinsam mit den 
Teilnehmer*innen diskutiert. Ziel der Seminare ist es, den Austausch über Herausforderungen 
beim historischen Lernen zu fördern. Am 10. März 2025 sprach der Historiker und ehemalige 
Gymnasialschullehrer Dr. Richard Rohrmoser über die schwäbische Gemeinde Mutlangen, die 
sich in den 1980er Jahre zu einem Symbolort des zivilen Ungehorsams gegen Nuklearraketen 
entwickelte. Das Seminar gliederte sich in drei Teile: einen inhaltlichen Vortrag des Referenten, 
eine kurze Diskussion sowie praktische Vermittlungsimpulse für den Unterricht. Dieses Webinar 
bildete den Auftakt zu einer Weiterbildungsreihe, welche der Lernort Keibelstraße im Jahr 2025 
insbesondere für Berliner Lehrkräfte anlässlich des Abiturthemas „Die bipolare Welt nach 1945“ 
und der Friedensbewegung in Ost und West anbietet.  

Mit dem russischen Überfall auf die Ukraine und den sich verschärfenden geopolitischen 
Konflikten rückten die Themen Rüstung, Ost-West-Konflikt und Friedensbewegung wieder 
verstärkt in den gesellschaftlichen Fokus. Heute sind sowohl großangelegte Investitionen in die 
Rüstung als auch nukleare Formen der Kriegsführung wieder Gegenstand der politischen 
Debatte. Die Aktualität des Themas „ziviler Ungehorsam“ zeigt sich jedoch nicht nur in 
sicherheitspolitischen Diskussionen, sondern auch in der Klimapolitik: Die Aktionen der Letzten 
Generation und ihre juristischen Konsequenzen erinnern an die Sitzblockaden in der 
Bundesrepublik der 1980er-Jahre. Damals wurde unter anderem in Mutlangen (Schwaben) 
gegen die Stationierung von Nuklearraketen protestiert.  

Mit einem Foto dieser Protestaktionen eröffnete Dr. Rohrmoser das Seminar: Es zeigt sitzende 
Demonstrant*innen, die die Einfahrt der US-Kaserne Mutlangen blockieren und gegen die 
Eskalation des Kalten Krieges demonstrieren. Anders als in Brokdorf oder Wackersdorf blieb der 
Widerstand hier gewaltfrei und Mutlangen entwickelte sich im Laufe der Zeit zu einem 
Symbolort für zivilen Ungehorsam. Diese Entwicklung zeichnete der Referent im Seminar nach.   

1. Historischer Kontext 

Zu Beginn des Seminars gab Dr. Rohrmoser einen Einblick in den historischen Kontext, in dem 
sich der Protest abspielte: Nach einer Phase relativer Entspannung im Kalten Krieg während der 
1970er-Jahre, verschärfte sich der Konflikt zum Ende des Jahrzehnts erneut. Mitte der 1970er-
Jahre ersetzte die Sowjetunion ihre auf Westeuropa gerichteten atomaren 

https://veranstaltungen.keibelstrasse.de/sicherheitspolitik-von-unten/
https://veranstaltungen.keibelstrasse.de/sicherheitspolitik-von-unten/
http://www.keibelstrasse.de/
http://agentur-bildung.de/
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Mittelstreckenraketen durch modernere SS-20-Raketen mit größerer Sprengkraft. Als Reaktion 
darauf verabschiedeten die NATO-Mitgliedsstaaten am 12. Dezember 1979 den NATO-
Doppelbeschluss. Dieser sah zunächst Verhandlungen mit der UdSSR über eine gegenseitige 
Abrüstung vor. Nachdem diese Gespräche Ende 1983 scheiterten, begann die Stationierung von 
572 atomarer Mittelstreckenraketen (darunter 108 Pershing-II-Raketen und 464 
Marschflugkörpern) in Europa, um ein militärisches Gegengewicht zu den sowjetischen 
Mittelstreckenraketen zu schaffen. Der Bundestag setzte den NATO-Beschluss am 22. November 
1983 gegen den Willen der Mehrheit der deutschen Bevölkerung um. Ende November 1983 
wurden die ersten Pershing-II-Raketen in Mutlangen, ca. 60 Kilometer östlich von Stuttgart, 
stationiert. 

2. Protestgeschichte  

Um die Geschichte des Protestes nachzuzeichnen, der sich als Reaktion auf die 
Raketenstationierung in Mutlangen entwickelte, griff der Referent besonders eindrückliche 
Ereignisse aus den Jahren 1983 bis 1987 heraus. 

Prominentenblockade (1983): In unmittelbarer Reaktion auf die Ankündigung der Stationierung 
fand vom 1. bis zum 3. September 1983 die sogenannte „Prominentenblockade“ statt. Rund 
150 bekannte Persönlichkeiten, darunter Heinrich Böll, Günter Grass, Oskar Lafontaine und 
Petra Kelly, beteiligten sich an der Blockade der Ein- und Ausfahrten des Raketendepots. Der 
Protest begann zu einem symbolträchtigen Zeitpunkt – exakt auf die Stunde genau, zu der 
Deutschland 1939 Polen überfallen hatte – und zog große mediale Aufmerksamkeit auf sich: 
Über 25 Fernsehteams sowie mehr als 100 Journalist*innen waren anwesend. Schon während 
der Blockade wurden weitere friedliche Aktionen angekündigt. In den folgenden fünf Jahren 
fanden in Mutlangen kontinuierlich Demonstrationen und Blockaden statt – eine Beharrlichkeit, 
die den Protestort Mutlangen auszeichnete. An vielen anderen Orten wurde das Engagement 
aus Frustration über ausbleibende Erfolge weitgehend eingestellt. 

Seniorenblockade (1986): Vom 8. bis zum 10. Mai blockierten mehr als 500 Senior*innen das 
Raketendepot der US-Armee. Viele der Beteiligten hatten die Schrecken des Zweiten Weltkriegs 
erlebt und sahen im zivilen Ungehorsam ein Mittel, einen nuklearen Krieg zu verhindern. Auch 
dieser dreitägige Protest fand große Resonanz in Presse, Rundfunk und Fernsehen. Viele der 
Senior*innen wurden festgenommen. In Interviews, die der Referent im Rahmen seiner 
Doktorarbeit führte, beschreiben die Beteiligten die Seniorenblockade als den emotionalen 
Höhepunkt ihres zivilen Ungehorsams. 

Blockadeherbst (1986): Als zahlenmäßiger Höhepunkt der Proteste gilt der sogenannte 
„Blockadeherbst“ im Jahr 1986: Über 50 nationale und internationale Friedensgruppen 
beteiligten sich an der kontinuierlichen Blockade, mehr als 800 Sitzblockierer*innen wurden 
festgenommen. Teil dieser Protestreihe war die Konzertblockade, die am 15. September 1986 
stattfand: Musiker*innen gaben unter dem Slogan „Lebenslaute. Klassische Musik bis zur 
Räumung“ ein klassisches Konzert vor dem Depot. 

Richterblockade (1987): 1987 blockierten 20 Richter*innen bei –20 Grad die Zufahrt zum 
Raketendepot. Ihr Protest richtete sich insbesondere gegen den juristischen Umgang mit den 
Sitzblockierer*innen, die in Schwäbisch Gmünd verurteilt wurden. Gleichzeitig bezogen sie auch 
Stellung zur Stationierung der Raketen: Sie erklärten die Stationierung für rechtswidrig – nicht 
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erst den Einsatz der Raketen –, da sie gegen die Verfassung verstoße. Sie verletze das 
Grundrecht auf Leben, die Menschenwürde und die körperliche Unversehrtheit. Die 
Richter*innen wurden unter enormer Medienaufmerksamkeit festgenommen. Der damalige 
Bundeskanzler Helmut Kohl reagierte auf die Aktion und verurteilte das Verhalten der 
Richter*innen scharf. 

Demonstration auf dem Berliner Alexanderplatz (1985): Doch waren die Mutlanger 
Aktivist*innen nicht nur in der Bundesrepublik tätig, sondern demonstrierten 1985 fünf 
Friedensbewegte auch auf dem Ost-Berliner Alexanderplatz gegen die Kriminalisierung der 
Friedensbewegung in Ost und West. Die Teilnehmenden wurden jedoch schnell festgenommen, 
verhört und nach West-Berlin abgeschoben. 

3. Juristische Folgen 

Zwischen 1983 und 1987 kam es in Mutlangen zu insgesamt 2.999 Festnahmen. Etwa 2.000 
Verurteilungen wurden im nahe gelegenen Schwäbisch Gmünd ausgesprochen, basierend auf 
dem Vorwurf der „Nötigung“ gemäß Strafgesetzbuch § 240. In Schwäbisch Gmünd etablierte 
sich ein Einheitsurteil: Unabhängig vom Protestmotiv, der*dem zuständigen Richter*in oder 
den Entscheidungen anderer Amtsgerichte galt für alle Blockierenden dieselbe Strafe. Wer 
einmal blockierte, musste 20 Tagessätze zahlen. Die Höhe des Tagessatzes variierte je nach 
Einkommen der Betroffenen zwischen 20 und 200 Deutsche Mark.  

Die massenhaften Verurteilungen lösten eine gesamtgesellschaftliche Debatte über den 
rechtlichen Umgang mit den Blockierenden aus – eine Diskussion, die sich zu einer regelrechten 
Justizkrise entwickelte und bis in die Gegenwart anhält. Im Zentrum der Debatte standen zwei 
Fragen: Ist eine Sitzblockade als Gewalt zu bewerten oder nicht? Und ist diese Gewalt 
verwerflich oder legitim – also eine Straftat oder lediglich eine Ordnungswidrigkeit? In Reaktion 
auf die Verurteilungen wurden zahlreiche Verfassungsbeschwerden gegen die weit gefasste 
Interpretation von Gewalt eingereicht. Das Bundesverfassungsgericht konnte sich jedoch nicht 
auf eine eindeutige Definition einigen: 1986 entschied eine Hälfte der Richter*innen, dass die 
Verurteilungen rechtens seien, während die andere Hälfte dagegen stimmte. Aufgrund dieser 
Pattsituation galt die Verfassungsbeschwerde als abgelehnt. 

Die Diskussion setzte sich sowohl auf akademischer als auch populärwissenschaftlicher Ebene 
fort. Nach einem personalen Wechsel im Bundesverfassungsgericht wurde das Verfahren 1995 
wiederaufgenommen. Diesmal entschieden fünf Richter*innen, dass das frühere Urteil 
verfassungswidrig gewesen sei. Zwei wesentliche Argumente führten zu dieser Entscheidung: 
Zum einen seien die politischen Fernziele der Protestierenden nicht ausreichend berücksichtigt 
worden, zum anderen habe es zum Zeitpunkt der Blockaden keine klare gesetzliche Grundlage 
für deren Strafbarkeit gegeben. Das Urteil führte dazu, dass tausende Verurteilte in 
Wiederaufnahmeverfahren freigesprochen wurden und Geldstrafen erstattet wurden. Trotz der 
Rehabilitierung hatten die ursprünglichen Verurteilungen gravierende Auswirkungen auf 
einzelne Protestierende: Mehreren Studierenden wurde das Lehramtsstudium verweigert – 
eine lebensverändernde Entscheidung, die nicht rückgängig gemacht werden konnte. 

Die Neubewertung blieb umstritten. 2011 folgte eine weitere, die bislang letzte 
Grundsatzentscheidung zu Sitzblockaden. Das Gericht entschied, dass keine „nötigende 
Gewalt“ vorliegt, wenn lediglich ein Fahrzeug blockiert wird – in diesem Fall handele es sich 
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lediglich um einen „psychischen Zwang“. Sobald jedoch zwei oder mehr Fahrzeuge betroffen 
sind – sich ein Stau bildet –, sei der Tatbestand der „nötigenden Gewalt“ erfüllt. Eine solche 
Blockade sei dann nicht länger sozial verträglich und daher verwerflich. Rechtsexpert*innen 
gehen jedoch davon aus, dass dies nicht die letzte Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zum Thema gewesen sein wird. 

4. Symbolort Mutlangen 

Es stellt sich die Frage, warum gerade Mutlangen zum symbolischen Protestort der 
bundesdeutschen Friedensbewegung wurde. Im Rahmen seiner Doktorarbeit hat der Referent 
mehrere Faktoren herausgearbeitet, die zur zentralen Bedeutung des Ortes beitrugen: Zum 
einen entstanden während der Blockadeaktionen ikonische Bilder, die sich im kollektiven 
Gedächtnis festsetzen. Bereits in der zeitgenössischen Presse fanden die Aktionen eine enorme 
Resonanz. Diese mediale Aufmerksamkeit war beabsichtigt: So wurde während der 
Prominentenblockade eine Pressehütte mit Telefonen für die verschiedenen 
Medienvertreter*innen eingerichtet. Sie diente als Anlauf- und Kontaktstelle, um eine möglichst 
große öffentliche Resonanz zu erzeugen. Später wurde die Pressehütte von Aktivist*innen 
genutzt: Insgesamt 25 Friedensaktivist*innen kamen in der Scheune unter, um das 
Raketendepot in Mutlangen dauerhaft zu blockieren.   

Diese sogenannte „Dauerpräsenz“ von Aktivist*innen verstärkte die Bedeutung Mutlangens als 
Symbolort des zivilen Ungehorsams. Sie praktizierten öffentlich wirksam alternative 
Lebensformen und erreichten insbesondere in linken Milieus und Medien einen Kultstatus. Ihr 
Engagement fand zudem Unterstützung bei bürgerlichen Nachrüstungsgegner*innen: 1984 
gründete sich der Verein „Friedens und Begegnungsstätte e.V.“, mit dem Ziel, das Grundstück 
der Presshütte zu kaufen und dort Friedensarbeit zu leisten. Die Verbindung zwischen links-
alternativen Friedenaktivist*innen und bürgerlichen Nachrüstungsgegner*innen war in dieser 
Form einzigartig und verdeutlichte die zunehmend gesamtgesellschaftliche Ausrichtung der 
Friedensbewegung.  

Gleichzeitig führte der durchschaubare Charakter des Protests zu einem schwindenden 
medialen Interesse. Die Blockadeaktionen folgten Anfangs einem gleichförmigen Schema: 
Protestierende setzten sich vor die Einfahrt des US-Depots, die Polizei rückte an, forderte sie 
dreimal zum Verlassen des Platzes auf und trug sie schließlich weg. Anschließend wurden sie 
erkennungsdienstlich erfasst und überwiegend in Schwäbisch Gmünd verurteilt. Mit dem Ziel 
diese Dynamik der abnehmenden Aufmerksamkeit zu durchbrechen, gründete sich die 
studentische Kampagne „Ziviler Ungehorsam bis zur Abrüstung“. Ihre Protestaktionen – wie z.B. 
die Seniorenblockade – waren langfristig geplant und thematisch ausgerichtet.  

Ein weiterer Faktor für die zentrale Rolle Mutlangens war die fehlende Eignung anderer 
Stationierungsorte: Das Raketendepot in Heilbronn war aufgrund seiner enormen Größe von 40 
Hektar und vier Ein- und Ausfahrten für erfolgreiche und medienwirksame Sitzblockaden 
ungeeignet. In Neu-Ulm kam es zunächst ebenfalls zu friedlichem Protest, aber keinen 
regelmäßigen Blockaden. Ein Grund dafür war das strategisch andere Vorgehen der bayerischen 
Polizei im Vergleich zur „Linie der Vernunft“ – der Dialog mit den Protestierenden, um eine 
Eskalation zu verhindern –, die in Baden-Württemberg gewählt wurde. In Bayern wurden die 
Protestaktionen „niedergeknüppelt“. So beschreibt der US-Sergeant John Baize: „Neu-Ulm is in 
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Bavaria. The cops didn’t play any games in Bavaria. Period.” Langfristig anhaltende, friedliche 
Aktionen waren in Neu-Ulm somit ausgeschlossen. 

Schließlich hatte auch der Name „Mutlangen“ selbst Bedeutung: In der damals 4.000 
Einwohner*innen zählenden Kleinstadt diente der Slogan „Mutlangen, unser Mut wird langen!“ 
als Katalysator des Asterix-Narratives: Ein kleiner Protestort stellt sich der übermächtigen Nato 
entgegen. Die Parole wurde zu einer wirksamen Publicity-Strategie der Friedensbewegung.  

5. Gesamtgesellschaftliche Folgen 

Zuletzt untersuchte der Referent die gesamtgesellschaftlichen Folgen des Protests in 
Mutlangen. Er verstand ihn als „Prüfstein für den demokratischen Reifezustand des Staates“. In 
Mutlangen wurden neuartige Protest- und Partizipationsformen erprobt, die sich in den USA 
bereits in den 1960er Jahren im Kontext der Bürgerrechtsbewegung und des Anti-
Vietnamkrieges etablierten. In der Bundesrepublik wurde dieser Schritt im Zuge der 68er-
Bewegung versäumt: Die Außerparlamentarische Opposition (APO) verstand sich eher als 
Provokations- und Irritationskraft gegen das staatliche System, denn als Impulsgeber für 
Reformen innerhalb des Systems. Diese Entwicklungen in den USA kamen erst 15 bis 20 Jahre 
später nach Deutschland. In dieser neuen sozialen Bewegung wurde auch eine „neue“ 
Zivilgesellschaft etabliert, in der ziviler Ungehorsam als legitimes Mittel zunehmend akzeptiert 
wurde. 

So trug der Protest entscheidend zur „Erneuerung des Leitbildes der Demokratie“ in der 
Bundesrepublik bei. In der medialen und gesellschaftlichen Debatte um die Aktionen der 
Blockierenden wurde die Legitimität staatlicher Gewalt neu diskutiert, und ein 
Bewusstseinswandel zu ziviler Konfliktaustragung setzte ein. Der Protest wurde – sichtbar an 
der Solidarität zwischen linken und bürgerlichen Initiativen – in die Mitte der Gesellschaft 
getragen. Dies führte zur „Normalisierung von Protest“: Er verlor seine „anrüchige 
Komponente“ und der Widerstand gegen institutionalisierte Formen der Politik wuchs. Es 
wurden zudem neue, offenere Kommunikationskanäle geschaffen. Insgesamt bewirkte der 
„zivile Ungehorsam einen deutlichen demokratischen Vitalisierungs-Schub und sozialen Wandel 
in der Bundesrepublik“, so Richard Rohrmoser. 

6. Diskussion 

In der Diskussion wurde die Frage aufgeworfen, wie bewusst den Aktivist*innen war, dass sie 
verhaftet werden können und inwiefern die Kriminalisierung des Protests eine staatliche 
Strategie darstellte. Der Referent betonte, dass die Sitzblockierenden schnell mit Festnahmen 
rechneten. Diese Dynamik sei jedoch eine zentrale Funktionsweise des zivilen Ungehorsams: 
Gerade durch eine als illegitim empfundene Kriminalisierung des Protests wuchs Solidarität und 
Unterstützung. In Mutlangen entwickelte sich beispielsweise eine Spendenstruktur, um 
juristischen Beistand zu finanzieren. Diese wurde auch von bürgerlichen Kreisen getragen, die 
die Kriminalisierung des Protests verurteilten, auch wenn sie sich selbst nicht aktiv beteiligten. 

Ein weiteres Diskussionsthema war der mögliche Einfluss der DDR auf die Proteste in 
Mutlangen. Immer wieder wurde der Friedensbewegung vorgeworfen, von der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands (SED) gesteuert und finanziert zu sein. Der Referent fand jedoch 
keine Belege für eine direkte Einflussnahme. Was es hingegen gab, war ein reger Austausch 
zwischen Friedensinitiativen in Ost und West auf zivilgesellschaftlicher Ebene. 
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Schließlich wurde diskutiert, ob der demokratische Impuls der Proteste intendiert war oder eher 
als positiver Nebeneffekt verstanden werden kann. Der Referent bezog eine Position zwischen 
diesen beiden Polen: Anfangs stand das Ziel im Vordergrund, möglichst viele Menschen für die 
Friedensbewegung zu gewinnen. Im Verlauf der Proteste spielte der soziale Wandel jedoch eine 
immer größere Rolle, indem unterschiedliche gesellschaftliche Gruppen – Mütter, 
Handwerker*innen, Ärzt*innen und sogar Adlige – in den Protest integriert wurden. Dieser 
inklusive Stil war eine Strategie der Bewegung, trug jedoch auch zunehmend dazu bei, das 
Thema des zivilen Ungehorsams in der Mitte der Gesellschaft zu verankern. 

7. Impulse für den Schulunterricht 

Der Referent stellte abschließend einen Entwurf zur Vermittlung des Themas im Schulunterricht 
vor. Dieser eignet sich besonders für die Klassenstufen 10–13 im Rahmen der Behandlung des 
„Kalten Krieges“ und ist auf 60–90 Minuten angelegt, aber auch in einer Schulstunde umsetzbar. 

1. Einstieg: Als Einstieg nutzt der Referent ein Foto einer Sitzblockade, die im Herbst 1986 in 
Mutlangen stattfand. Gemeinsam mit den Schüler*innen erfolgt eine Bildanalyse nach Erwin 
Panofsky [5 Minuten]. 

2. Einarbeitung I: Darauf aufbauend werden die ersten fünf Minuten des Kurzfilms „Gewaltfreier 
Widerstand gegen Raketenstationierung in Mutlangen“ der Landeszentrale für politische 
Bildung Baden-Württemberg gezeigt, der einen Überblick über die Ereignisse in Mutlangen 
bietet. Die Inhalte werden dann durch die Schüler*innen kurz zusammengefasst [5 Minuten]. 

3. Sicherung I: Die vorläufigen Ergebnisse werden durch ein einfaches Tafelbild gesichert. 
Beispielsweise kann eine Rakete mitsamt zentralen Fakten zu den Ereignissen skizziert werden: 
Welche und wie viele Raketen wurden in Mutlangen stationiert? Welche Reichweite hatten sie? 
Wie wurde auf die Stationierung reagiert? [5 Minuten]. 

4. Einarbeitung II: Es folgt das Herzstück der Stunde, das Szenische Lernen. Die Schüler*innen 
werden in fünf Gruppen aufgeteilt, die jeweils Rollenkarten erhalten. Auf den Karten sind 
bestimmte Rollen – Sitzblockierer*innen, Polizist*innen, Soldat*innen, Journalist*innen sowie 
Anwohner*innen – entworfen. Nachdem die spezifischen Aufträge erfasst wurden, wird das 
Geschehen in etwa 5–6 Minuten nachgespielt: Das Klassenzimmer wird zum Raketendepot, die 
Türschwelle fungiert als Eingang, an dem die Blockierenden im Schneidersitz sitzen. Im 
Anschluss können die Rollen vertauscht werden, um einen Perspektivwechsel zu ermöglichen. 
Danach erfolgt die Reflexion der Übung: Wie hat man sich in der Rolle gefühlt? [20 Minuten]. 

5. Vertiefung: In einer Diskussion wird das Thema vertieft. Die Schüler*innen sollen Stellung für 
bzw. gegen die Stationierung beziehen und erörtern, inwiefern die Blockaden legitim bzw. legal 
waren [8 Minuten]. 

6. Sicherung II: Das bereits erstellte Tafelbild kann währenddessen um Pro- und Contra-
Argumente zur Stationierung ergänzt werden. 

7. Schluss: Zum Abschluss der Stunde werden noch die letzten zwei Minuten des 
Kurzdokumentarfilms gezeigt, der die weiteren Entwicklungen der Friedensbewegung skizziert. 
[2 Minuten]. 

https://www.youtube.com/watch?v=D4oejc_-LPo
https://www.youtube.com/watch?v=D4oejc_-LPo

